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Antrag 

der Abgeordneten Freimut Duve, Hans Gottfried Bernrath, Dr. Ulrich Böhme (Unna), 
Dr. Eberhard Brecht, Peter Conradi, Dr. Peter Eckardt, Dr. Horst Ehmke (Bonn), 

Dr. Konrad Eimer, Gernot Erler, Evelln Fischer (Gräfenhainichen), Katrin Fuchs 
(Köln), Dr. Peter Glotz, Gerlinde Hämmerle, Gabriele Iwersen, Dr. Ulrich Janzen, 

Hans Koschnick, Horst Kubatschka, Eckart Kuhiwein, Dr. Christine Lucyga, Ulrike 
Mäscher, Markus Meckel, Michael Müller (Düsseldorf), Volker Neumann (Bramsche), 
Doris Odendahl, Dr. Hermann Scheer, Dieter Schloten, Horst Schmidbauer 
(Nürnberg), Renate Schmidt (Nürnberg), Wilhelm Schmidt (Salzgitter), Horst Sielaff, 
Dr. Hartmut Soell, Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast, Dr. Peter Struck, Margitta Terborg, 
Wolfgang Thierse, Hans-Günter Toetemeyer, Siegfried Vergin, Günter Verheugen, 
Karsten D. Voigt (Frankfurt), Hans Wailow, Gerd Wartenberg (Berlin), Barbara 
Weiler, Gert Weisskirchen (Wiesloch), Gudrun Weyel, Heidemarie Wieczorek-Zeul, 
Dieter Wiefelspütz, Dr. Christoph Zöpel, Hans-Ulrich Klose und der Fraktion der SPD 


Grenzüberschreitende Kulturarbeit im östlichen Europa 


Der Bundestag wolle beschließen; 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Nach der deutschen Einigung und der Öffnung der Staaten in 
Ostmittel-, Südost- und Osteuropa für Demokratisierung und 
den europäischen Gedanken hat sich die Grundlage für die in 
der Bundesrepublik Deutschland bisher betriebene Pflege der 
deutschen Kultur der ehemaligen DDR, der früheren deutschen 
Gebiete und der deutschen Siedlungsgebiete entscheidend 
verändert: Nachdem über Jahrzehnte die kulturellen Leistun- 
gen der Deutschen in der ehemaligen DDR und im östlichen 
Europa wegen Entvölkerung, Zerstörung, Mißachtung oder gar 
Unterdrückung nur unzureichend gewürdigt werden konnten, 
kann sich jetzt die Kulturarbeit ungehindert über die Grenzen 
hinweg entfalten. Gleichzeitig besteht ein lebhafter Wunsch 
der osteuropäischen Staaten nach einer Wiederanknüpfung an 
das europäische Kulturerbe. Der Kulturarbeit mit den Staaten 
Ostmittel-, Südost- und Osteuropas kommt daher als eine Poh- 
tik des Friedens, der Versöhnung, der Verständigung und der 
Zusammenarbeit im europäischen Zusammenhang künftig 
große Bedeutung zu. 
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Gleichzeitig hat sich der überstaatliche europäische Minder- 
heitenschutz zu einer der zentralen Aufgaben Europas in den 
nächsten Jahrzehnten entwickelt. Im Konzert der europäischen 
Staaten trägt hier auch die Bundesrepublik Deutschland eine 
große Verantwortung. Vor dem Hintergrund des Bürgerkriegs 
im früheren Jugoslawien und der Spannungen in den Staaten 
der ehemahgen Sowjetuiüon erweist sich erneut die Dringlich- 
keit eines europäischen Konsenses in Minderheitenfragen. 
Auch die Rechte von ethnischen oder kulturellen Gruppen 
basieren auf den individuellen Bürger- und Menschenrechten. 

Ziel deutscher Politik muß es sein, auf der Grundlage von 
Verträgen, die von der KSZE zum Minderheitenschutz ent- 
wickelt worden sind, eine das Vertrauen der Nachbarstaaten 
erweckende Kulturpolitik zu betreiben. Sie darf unter dem 
Eindruck der neuen Entwicklungen nicht länger als Bestandteil 
einer überholten Vertriebenenpohtik betrieben werden. 

Aus diesen Erkenntnissen sind nach Auffassung des Deutschen 
Bundestages neue Konsequenzen zu ziehen: 

— Durch die historischen Veränderungen sind die Grundlagen 
für die bisher nach § 96 des Bundesvertriebenen- und 
-flüchthngsgesetzes geförderte Kulturarbeit, die zum Ziel 
hat, das Kulturgut der Vertreibungsgebiete in dem Bewußt- 
sein der Vertriebenen und Flüchtlinge, des gesamten deut- 
schen Volkes und des Auslandes zu erhalten, weggefallen. 
Die Verpfhchtung nach § 96 BVFG ist demzufolge aufzu- 
heben. Bund und Ländern obliegt es, künftig entsprechend 
der Aufgabenverteilung des Grundgesetzes und auf der 
Basis der jeweiligen Haushaltsgesetze die bisher in diesen 
Bereich gehörenden Institutionen und Veranstaltungen zu 
fördern, sofern sie den im weiteren festzulegenden Leithnien 
entsprechen. 

— Die von Bund und Ländern geförderte Kulturarbeit für Spät- 
aussiedler und Spätaussiedlerinnen in der Bundesrepublik 
Deutschland ist entsprechend nicht länger als Bestandteil 
der bisher nach § 96 BVFG zu fördernden Kulturarbeit anzu- 
sehen. In Abkehrung von der bisherigen Gleichsetzung von 
nationaler und kultureller Identität muß stärker von der 
Bikulturalität dieser Bevölkerungsgruppe ausgegangen 
werden. Vermehrt muß die Brückenfunktion dieser Bevölke- 
nmgsgruppe zwischen West und Ost genutzt werden. 

— Die Kulturarbeit für die deutschen Minderheiten im öst- 
lichen Europa muß auf die Unterstützung des politischen 
Wandels und des Minderheitenschutzes im östlichen Europa 
ausgerichtet werden. 

Grundsätzhch sind die in diesen Rahmen fallenden Maßnah- 
men der kulturellen Bundesförderung, sofern sie auf dem 
Boden der Bundesrepubhk Deutschland stattfinden, vom Bun- 
desministerium des Innern zu fördern. Kulturelle Maßnahmen 
im Ausland sind vom Auswärtigen Amt zu verantworten. 
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II. Der Deutsche Bundestag wolle beschließen: 

1. Bisherige Kulturarbeit nach § 96 des Bundesvertriebenen- 
gesetzes (BVFG) 

Nach den Umwälzungen in der früheren DDR und in den 
Staaten Ostmittel-, Südost- und Osteuropas ist die histo- 
rische Rechtfertigung für den § 96 BVFG weggefallen: 

— Die Pflege der Kultur der bisherigen DDR bedarf keiner 
Ersatzkonstruktionen mehr. Sie wird unter übergangs- 
weiser Hilfestellung des Bundes von den neuen Ländern 
selbst wahrgenommen. 

— Die Kultur der ehemals deutschen Ostgebiete und deut- 
schen Siedlungsgebiete im östlichen Europa kann bei 
fortschreitender Demokratisierung in den ostmittel-, süd- 
ost- und osteuropäischen Staaten zunehmend mehr in 
den Herkunftsgebieten selbst gefördert werden, da sie 
jetzt als Bestandteile der Gesamtgeschichte und -kultur 
dieser Regionen anerkannt wird. Sie bleibt dadurch auch 
im Bewußtsein des Auslandes erhalten. 

Damit kann die Aufgabe des § 96 BVFG als erfüllt gelten. 
Dennoch werden auch in Zukunft Hüfen seitens der Bundes- 
republik Deutschland zur kulturellen Selbstfindung sowie 
zur Suche und Entwicklung einer eigenen regionalbe- 
zogenen Identität unverzichtbar sein, die sich aus der eige- 
nen Geschichte und Kultur, aber auch aus dem Miteinander 
von nationalen Mehrheiten und Minderheiten, aus Neuan- 
siedlern und Altsiedlern, aus Vergangenheit und Gegenwart 
bildet und aus der dann gemeinsame Zukunft gestaltet wer- 
den kann. 

Die Förderung grenzüberschreitender Kulturmaßnahmen 
darf jedoch nicht länger in den Rahmen der überholten 
Vertriebenenpolitik eingespannt werden. Vielmehr können 
die im Juni 1990 niedergelegten Minderheitenbestimmun- 
gen der KSZE sowie die bilateralen Vereinbarungen, die die 
Rahmenbedingungen für die Arbeit der Bundesregierung 
zugunsten der deutschen Minderheiten verbessert haben, 
künftig die Basis bilden. 

Ergänzend sollten Bund und Länder entsprechend der durch 
das Grundgesetz vorgegebenen Aufgabenverteilung im In- 
und Ausland Maßnahmen, die Elementen des bisherigen 
§ 96 BFVG entsprechen, nur dann fördern, wenn in Überein- 
kunft mit den Nachbarstaaten in diese Institutionen, Perso- 
nen oder Kulturgüter aus den Herkunftsländern im Geiste 
der Völkerverständigung einbezogen sind. Das ist insbeson- 
dere der Fall bei 

— der Einrichtung und Ausstattung deutscher Kultur- und 
Begegnungsstätten im Herkunftsland (z.B. Bibliotheken, 
Theater etc.), 

— Veranstaltungen, bei denen Staatsangehörige der Her- 
kunftsländer beteiligt sind, 

— Ausstellungen mit Ortswechsel zwischen In- und Her- 
kunftsland, 
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— dem zeitweiligen oder dauernden Austausch von Kultur- 
gütern mit dem Herkunftsland und 

— der Verleihung von Kulturpreisen im bisherigen Sinne 
des § 96 BVFG im Herkunftsland. 

Plurale Angebote erfordern eine Pluralität der Träger, Einen 
Alleinvertretungsanspruch (z. B. der Vertrieb enenverbände) 
darf es bei diesen Maßnahmen nicht geben. Der Deutsche 
Bundestag hält es darüber hinaus für selbstverständlich, daß 
kein Träger Steuergelder erhalten darf, der die mit den 
östlichen Nachbarn vertraglich festgelegten Grenzen nicht 
anerkennt. 

Der Deutsche Bundestag weist in diesem Zusammenhang 
die Bundesregierung auch darauf hin, ihren aus dem 
deutsch-polnischen Vertrag über gute Nachbarschaft und 
freundschaftliche Zusammenarbeit resultierenden Ver- 
pflichtungen zur Förderung der polnischen Minderheit in 
Deutschland in angemessenem Umfange nachzukommen. 

2. Kulturarbeit für und mit Spätaussiedlerinnen und Spätaus- 
siedlern 

Die heute in die Bundesrepublik Deutschland einreisenden 
Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler kommen aufgrund 
allgemeiner Minderheitenkonflikte in den Staaten der 
früheren Sowjetunion. Es besteht daher kein Grund, ihre 
kulturelle Integration weiterhin als Bestandteil der Ver- 
triebenenarbeit zu betreiben. 

Die von Bund und Ländern zu unterstützende kulturelle 
Integration von Aussiedlerinnen und Aussiedlern muß die 
aufgrund der unterschiedlichen regionalen, soziokulturellen 
und ökonomischen Herkunft bestehenden Unterschiede 
zwischen den Menschen berücksichtigen. Alle Träger, die 
kulturelle Integrationsmaßnahmen zu verantworten haben, 
müssen sich folgenden Zielen verpflichten: 

— Die mitgebrachte, regionalspezifische kulturelle Identität 
der Aussiedlergruppen darf nicht verdrängt oder verleug- 
net werden. Sie muß in ihrer jeweiligen Ausprägung 
akzeptiert werden, um Aussiedlerinnen und Aussiedlern 
in der für sie fremden Gesellschaft der Bundesrepubhk 
Deutschland einen Rückhalt zu bieten und die Gefahr der 
Abkapselung zu verringern. Eine pauschale Gleichset- 
zung von kultureller und nationaler Identität ist abzuleh- 
nen. Die „kulturelle Identität" ist wesentlich weiter und 
flexibler zu fassen als die „nationale Identität", denn sie 
kann sowohl deutsche als auch andersnationale Elemente 
enthalten. 

Alle Maßnahmen sollten darauf angelegt sein, einen Pro- 
zeß des gegenseitigen Kennen- und Verstehenlernens 
zwischen Aussiedlern und Einheimischen in Gang zu 
setzen bzw. die notwendigen Grundlagen hierfür zu 
schaffen. 

— Im Sinne des gegenseitigen Gebens und Nehmens, von 
Akzeptanz, Toleranz und Interesse für einen kulturellen 
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Austausch sollten die Maßnahmen nicht nur Aussied- 
lerinnen und Aussiedlern die Neuorientierung ermög- 
lichen, sondern auch den Einheimischen Anstöße geben, 
ihre kulturellen Werte und Normen zu hinterfragen. 

— Die Maßnahmen sollen breite Bevölkerungskreise infor- 
mieren über die historischen Hintergründe der Aussied- 
lungsbewegungen sowie über die Minderheiten- und 
Kulturpolitik in den Herkunftsgebieten. 

3. Kulturarbeit für die deutschen Minderheiten im Ausland 

Der Deutsche Bundestag hat sich in einer gemeinsamen 
Anhörung des Innenausschusses und des Auswärtigen Aus- 
schusses am 1. Dezember 1993 intensiv mit der „Lage der 
deutschen Minderheiten und Pflege des deutschen kulturel- 
len Erbes im östlichen Europa einschließlich der Nachfolge- 
staaten der früheren Sowjetunion'' beschäftigt. 

In der Folge dieser Anhörung unterstreicht er erneut die 
besondere Verpflichtung der Bundesrepublik Deutschland 
zur kulturellen Unterstützung der deutschen Minderheiten 
in Ostmittel-, Südost- und Osteuropa. Er ist sich der Tatsache 
bewußt, daß diese Maßnahmen wesentlich dazu beitragen 
werden, den dort lebenden Deutschen eine Perspektive zum 
Verbleiben in ihrer jetzigen Heimat zu vermitteln und ihnen 
somit eine Alternative zur Aussiedlung in die Bundesrepu- 
blik Deutschland aufzuzeigen. Die Erwartungen, die jetzt an 
die Bundesrepublik Deutschland gestellt werden, sind groß. 
Die Bundesrepublik Deutschland muß diesen Erwartungen 
mit Blick auf die besonderen Verpflichtungen gegenüber 
den Minderheiten in angemessenem Umfange nachkom- 
men. 

Der Deutsche Bundestag ist sich in diesem Zusammenhang 
der besonderen Bedeutung der Träger und Mittlerorganisa- 
tionen bewußt. Er dankt ausdrücklich den Organisationen, 
die in der Vergangenheit diese Arbeit unter größten Schwie- 
rigkeiten haben organisieren müssen. Ihnen gebührt für 
diese Leistung Anerkennung und Respekt. Der Deutsche 
Bundestag befürwortet weiterhin eine möglichst große 
Pluralität der Träger. Auch unter den neuen historischen 
Bedingungen erwartet er von ihnen Transparenz, Effizienz 
und eine sinnvolle Koordination ihrer Bemühungen. Am 
Ende der von ihnen zu verantwortenden Maßnahmen muß 
eine Erfolgskontrolle stehen. 

Der Deutsche Bundestag hält es für selbstverständlich, daß 
sich die grenzüberschreitende Kulturarbeit für die deutsche 
Minderheit in das außenpolitische Gesamtkonzept der Frie- 
denspolitik in Europa einfügen muß. Die Hilfen für die 
Minderheit dürfen nur in Kenntnis der Regierungs- und 
Verwaltungsstellen des jeweiligen Landes und in Abstim- 
mung mit ihnen geleistet werden. Der Deutsche Bundestag 
tritt auch für eine enge Abstimmung zwischen den bundes- 
deutschen Behörden, den Mittlerorganisationen und den 
Auslandsvertretungen in den jeweiligen Ländern ein. Es 
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muß geprüft werden, inwieweit die deutschen Vertretungen 
stärker mit der Koordination der Bedarfserhebung wie auch 
mit der Koordination von Programmen betraut werden 
können. 

Der Deutsche Bundestag hält es für selbstverständlich, daß 
bei der Förderung von Maßnahmen mehr die Kultur des 
Zusammenlebens als die der strikten Trennung voneinander 
Beachtung finden muß. Erst in der Kultur des Zusammen- 
lebens hat sich die Kultur der Deutschen im Ausland ent- 
wickeln können. 

Die Mittelvergabe darf nicht ausschließlich an die deutsche 
Minderheit erfolgen. Von Hilfen der Bundesrepublik 
Deutschland muß zur Wahrung des friedlichen Zusammen- 
lebens zwischen Minderheit und Mehrheit auch, die Mehr- 
heit profitieren. 

Der Deutsche Bundestag vertritt die Auffassung, daß die 
Hüfen für die deutschen Minderheiten bedarfsorientiert, 
zielgerichtet und adressatenspezifisch sein müssen. 

Er sieht in der Erfüllung dieser Vorgaben eine wichtige 
Voraussetzung zu einem Brückenschlag zwischen West und 
Ost und zur Förderung der europäischen Integration. 


Bonn, den 25. Februar 1994 


Freimut Duve 

Hans Gottfried Bernrath 

Dr. Ulrich Böhme (Unna) 

Dr. Eberhard Brecht 
Peter Conradi 
Dr. Peter Eckardt 
Dr. Horst Ehmke (Bonn) 

Dr. Konrad Eimer 
Gernot Erler 

Evelin Fischer (Gräfenhainichen) 
Katrin Fuchs (Köln) 

Dr. Peter Glotz 

Gerlinde Hämmerle 

Gabriele Iwersen 

Dr. Ulrich Janzen 

Hans Koschnick 

Horst Kubatschka 

Eckart Kuhlwein 

Dr. Christine Lucyga 

Ulrike Mäscher 

Markus Meckel 

Michael Müller (Düsseldorf) 

Volker Neumann (Bramsche) 

Doris Odendahl 


Dr. Hermann Scheer 
Dieter Schloten 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) 

Renate Schmidt (Nürnberg) 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 

Horst Sielaff 
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Barbara Weiler 

Gert Weisskirchen (Wiesloch) 
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Dr. Christoph Zöpel 

Hans-Ulrich Klose und Fraktion 
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